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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 279 der Fraktion der SPD - Nr. 3468 der 
Drucksachen - Unterhindung der Werbung für die Fremdenlegion 


Nachstehend wird die Kleine Anfrage Nr. 279 
der Fraktion der SPD beantwortet. 

Zu Punkt la der Anfrage 

1. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um angesichts der erschreckenden Fläufung 
der Anwerbung minderjähriger junger 
Deutscher zur französischen Fremdenlegion 
in jüngster Zeit 

a) die Jugendlichen über die Gefahnm der 
Werbung aufzuklären? 

Das Bundesniinisterium des Innern \erfolgt 
seit längerer Zeit die Vorgänge über die an- 
wachsende Werbetätigkeit junger Deutscher 
für den Dienst in der Fremdenlegion, über 
die WerbeiTKithodeu und die in Frage kom- 
menden französischen Auffanglager wurde 
das Bundesministeriiim des Innern laufend 
unterrichtet. 

Die Maßnahmen des Bundesministcriums des 
Innern konzentrieren sich in erster Linie auf 
die positive Förderung der Jugendlichen, die 
infolge ihrer Lebensverhältnisse besonders in 
Gefahr stehen, in die Fremdenlegion abzu- 
wandern. 

Darüber hinaus wird im Einvernehmen und 
mit beachtlicher finanzieller Unterstützung 
des Bundesministeriums des Innern von dem 
Sozialwerk des Christlichen Vereins Junger 
Männer, Baden (GVJM-Heimatlosen-Lager- 
dienst) eine Aufklärungs- und Auffangtätig- 
keit in der Gegend von Offenburg durchgeführt. 


Der dort eingerichtete Beratungsdienst nimmt 
sicii sowohl der auf den Zufahrtsstraßen in 
das Sammellager Oirenburg wandernden als 
auch der in Offenburg zureisenden Jugend- 
lichen an. Um die fürsorgerische Betreuung 
sicherzustellen, wurde in Ifferzheim bei OfFen- 
burg ein Auffangbeim errichtet. Sofern die 
hier aufgehaltenen Jugendlichen nicht un- 
mittelbar in Arbeitsstelhm oder in Jugend- 
wohnheimen untergebraclit werden können 
oder der Rücktransport zu den Eltern sich 
verzögert, werden sie in einer dem Heim 
angeschlossenen Fabrik gegen Tariflohn be- 
schäftigt. 

Die Verlegung des Saminellagers von Offen- 
burg nach Straßburg und die in letzter Zeit 
zu beobachtende Zurückhaltung der öffent- 
lichen Werbetätigkeit für die französische 
Legion dürfte als Ergebnis der wirksamen 
Tätigkeit dieser Stellen anzusehen sein; diese 
Tätigkeit muß und w ird jedoch fortgesetzt 
werden. 

Ein ähnlicher Beratungsdienst war in Lan- 
dau eiiigeriditet; Schwierigkeiten mit der 
französischen Besatzungsmacht haben dazu 
geführt, daß diese Arbeit wieder eingestellt 
w urde. 

Ferner wurde im Rahmen des 2. Bundes- 
jugendplanes für das Notstandsgebiet Baden- 
Baden -Offenburg ein nahmhafter Betrag ins- 
besondere zur Betreuung von Jugendlichen, 
die von der Fremdenlegion zurückgehalten 



werden sollen, an das bisherige Land Baden 
gegeben. Im Uahmen des 3. Bundcsjugend- 
plancs wird diese Förderung wiederholt. 

Weiterhin werden auch für das Notstands- 
gebiet des Landes lUieinland-Pfalz verstärkte 
Mittel gegeben werden, so daß auch hier 
die positiven Maßnahmen, die in einer ge- 
ordneten jugendpllegerischen und jugend- 
fürsorgerischen Betreuung liegen, intensiviert 
werden können. 

Es ist vorgesehen, mit den Verbänden der 
Jugcndwohlfahrtspflege demnächst die Frage 
der Aufklärung der Jugendlichen in Aufiiahmc- 
lagern an der Ostzonengrenze und in allen 
übrigen Einrichtungen der Jugend Wohlfahrts- 
pflege eingehend zu beraten. 

Zu Punkt Ib der Anfrage 

l.Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um angesichts der ersdi reck enden Häufung 
der Anwerbung minderjähriger junger Deut- 
sclier zur französischen Fremdenlegion in 
jüngster Zeit 

b) durch Verhandlungen mit der franzö- 
sischen Regierung die Annullierung der 
von Minderjährigen Unterzeichneten V^u- 
träge zu erreichen? 

Das Auswärtige Amt steht durch die diplo- 
matische Vertretung in Paris dauernd in Ver- 
handlungen mit dem französischen Außen- 
ministerium über die Frage der Annullierung 
der von Miiuhirjährigen unt(^rzeichneten 
Verträge. Hier nehmen wir das Redit der 
Eltern wahr, bis zur Volljährigkeit für ihre 
minderjährigen Söhne auch insoweit einzutre- 
ten, daß diese nicht ohne elterlidie Zustimmung 
sich in einer für das ganze Leben entscheidenden 
Frage verpflichten können. Diese Rechtsauf- 
fassung ist allen Kulturvölkern eigen. Sie 


findet sich auch im französischen Recht wie- 
der. Es sind französische Gerichtsurteile be- 
kannt, die diesem Grundgedanken in Bezug 
auf die Fremdenlegion Redmung tragen; sie 
folgern daraus richtig, daß der Minderjährige 
sich ohne Zustimmung seines gesetzlichen 
Vertreters zur Fremdenlegion gar nicht rechts- 
wirksarn verpflichten kann (Beispiel: Urteil 
des Kassationsgerichtshofes, Strafkammer, vom 
9. Dezember 1949, Nr. 3529 in Sachen De- 
witte). Bisher verschließt sidi das französische 
Außenministerium der Schlußfolgerung aus 
diesem Grundsatz, soweit die Minderjährigen 
beim Eintritt in die Fremdenlegion das 18. 
Lebensjahr vollendet hatten. Es macht gel- 
tend, daß es über den Dienst in der Fremden- 
legion Bestimmungen gebe, die als Mindestalter 
das vollendete 18. Lebensjahr festsetzen, und 
übergeht bewußt das Elternrecht, obwohl 
dieses von der Festsetzung eines Mindest- 
alters für den Waffendienst völlig unabhängig 
ist. Die deutsdie Reditsauffassung ist so gut 
begründet, daß die Erwartung, damit sdiließ- 
lidi doch durchzudringen, und daher die 
dahin gerichteten Bemühungen nicht auf- 
gegeben werden. Neben diesen \ erhandlun- 
gen über diese grundsätzlidie Frage stehen 
die in jedem bekannt werdenden Einzelfall 
erhobenen Vorstellungen mit dem Ziel der 
Entlassung deutscher Minderjähriger aus dem 
Dienst der Fremdenlegion. Sie stützen sich 
audi, abgesehen von der Minderjährigkeit, 
auf die besonderen Gegebenheiten derartiger 
Einzelfälle; so werden etwa die Umstände 
geltend gemacht, die die freie Willensbestim- 
mung des Legionärs bei seiner \ erpflichtung 
ausgeschlossen haben oder die besonders 
tragischen häuslichen Verhältnisse, die die 
Rückkehr des Legionärs erfordern. 

Auch bei den Minderjährigen unter 18 Jah- 
ren erfolgen derartige \ orstellungen.Es könnte 



erstaunlich scheinen, daß sie überhaupt not- 
wendig sind, da ja, wie erwähnt, der Dienst 
in der Fremdenlegion 18 Jahre als Miiidest- 
alter voraussetzt. Erfahrungsgemäß sind aber 
leider sehr viele Jugendliche unter 18 Jahren 
in der Legion. Es bedarf in jedem Einzelfall, 
ungeachtet der grundsätzlichen Anerkennung 
von französischer Seite, eines langwierigen 
zähen Schriftwechsels, wobei es gilt, unrich- 
tige Angaben in den Dokumenten riehtig- 
zu8t(dleii, den Nachweis der Existenz angeblich 
un auflind barer Legionäre zu führen und den 
oft schwer greifbaren hemmenden Widerstand 
nachgeordnoter französischer Dienststellen zu 
überwinden. Auch nach der Mitteilung von 
amtlicher französischer Seite, daß der be- 
treffende Minderjährige entlassen werden 
wird, dauert es mitunter noch monatelang, 
bis es zur Entlassung kommt, so daß auch in 
ditjsen Fällen noch in diesem Stadium \ or- 
steilungen von deutscher Seite erhoben wer- 
den müssen. 

Die Zahl der Fälle, die Gegenstand laufender 
amtlidier Bemühungen sind, beläuft sich auf 
150-200. Die Zahl der entlassenen Minder- 
jährigen, die bei ihrer Verpflichtung unter 
18 Jahren waren, beträgt, soweit sie dem 
Auswärtigen Amt bekannt geworden ist, 12. 
Bei di(‘ser Zahl ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß in dem einen oder anderen Fall auch 
niangeliule körperliche Eignung den Grund 
zur Entlassung gebildet haben mag. Wenn 
man bedenkt,^ daß dem Auswärtigen Amt 
wahrsdieinlich nur ein kleiner Teil der Fälle 
minderjähriger Deutscher in der Fremden- 
legion bekannt geworden ist, so ist das Miß- 
verhältnis zwischen diesen Zahlen besonders 
ersdireckend. Das Auswärtige Amt leitet 
daraus die Verpflichtung ab, die bisherigen 
Bemühungen nadidrücklidist fortzusetzen. 


Zu Punkt 2 der Anfrage 

Erwägt die Bundesregierung ein Verbot (bn* 
Tätigkeit von Werbern für die Frenubudegion 
in Deutschland? 

Das Strafgesetzbuch hatte früher ini § 141a 
eine Bestimmung, durch die die Werbetätig- 
keit für fremdelleere gealnubit werden konnte. 
Das im .Jahre 1945 erlassem^ Kontiollrats- 
gesetz Nr. 11 hat in seinem Artikel 1 unter 
anderem gerade diese Straf bestiinmuiig auf- 
gehoben. Da sich die Notwendigkeit ergab, 
eine entsprediende Vorschrift w ieder einzu- 
führen, hat die Bundesregierung beredts in 
den dem Deutschen Bundestag am 4. Sep- 
tember 1950 übermittelt(;n Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches 
- Nr. 1507 der Drucksachen - eine neue \ or- 
schrift (§ 85) aufgenonune»), nach der unter 

nnrierom rlip A ti in o- .»»m, 



Wehrdienst in einer ausländischen militä- 
rischen oder militärähnlichen I^inriclituini 
unter Strafe gestellt w erden soll. Diese Vor- 
schrift gehört zu dem Teil cb^r Vorlage, der 
(lurdi das Strafreehtsänderungsgesetz \oin 
50. August 1951 (BGBL! S.750) bisher noch 
nicht erledigt und dessen Beratung im Aus- 
schuß für Reclitsw^esen und Verfassnngsreebt 
des Deutschen Bundesta/^es noch nicht abire- 
schlossen worden ist. Der Bundesregierung, 
die dem genannt«*!! Ausschuß im Laufe seiner 
Beratungen w eitere Anregungen zu derb assung 
der Vorschrift, zuletzt unter dem 21. Mai 1952, 
übermittelt hat, ist an einer beschleunigten 
Verabschiedung der Vorlage in besonderem 
Maße gelegen. 


ln Vertretung 
Hallstein 



